
 Köln, 13.05.2020 

Stellungnahme des ZMD zur schriftliche Anhörung des Bildungsausschusses zur Änderung 

des Schulgesetzes (Verbot der Gesichtsverhüllung), Umdruck 19/3699  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

es wird jedenfalls mitgeteilt, dass wir die Änderung des Schulgesetzes für weder erforderlich noch 

verfassungsgemäß halten. Der Entwurf ist abzulehnen. Es gab, soweit ersichtlich, keinen einzigen 

Fall, der dies rechtfertigen würde und ist daher eine rein rechtspopulistisches Unterfangen . Wir 

übermitteln Ihnen zumindest unsere Stellungnahme zur Diskussion um den Gesichtsschleier an 

Hochschulen und verweisen auf diese entsprechend. Gegen den Entwurf auch im Schulgesetz 

spricht auch die Verletzung der Religionsfreiheit der Kinder und Eltern sowie auch gegen das 

Elternrecht der Bestimmung der religiösen Bildung. Es wird ausdrücklich alleine wegen der 

gegebenen verfassungsrechtlichen Verstöße die Ablehnung dieses Verbots begründet, eine 

theologische Positionierung ist hiermit nicht angegeben.  

Mit freundlichen Grüßen 

Aiman Mazyek  
Vorstandsvorsitzender           Rechtsanwalt / Beauftragter für Recht 

Landeshaus 
Herrn Vorsitzenden  
Bildungsausschus Schleswig-Holschteinischer Landtag 
 Düsternbrooker Weg 70 

 24105 Kiel 

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 19/4026

Hinweis: Verweis auf Umdruck 19/2651
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